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Stellungnahme zum Entwurf eines Aktionsplanes zu den  
Schwerpunkten der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung im 
Lichte der UN-Behindertenrechtskonvention – Stand 20.4.2012 
 
Allgemeine Anmerkungen zum Entwurf des Aktionsplans: 

Die dgs unterstreicht die Aussage des Entwurfs auf S. 8 zur Erhaltung der hohen Qualität der Förderung:  
„Es dürfen auf keinen Fall die gute Qualität, die Erfahrung und die Erkenntnis bei der Förderung, Betreuung 
und Unterstützung von behinderten Menschen zur Disposition gestellt werden.“ (S. 8)  
 
 

Ziel ist der Erhalt einer qualitativ hochwertigen Frühförderung, Unterstützung, Betreuung in 
Heilpädagogischen Tagesstätten und schulvorbereitenden Einrichtungen sowie die Weiterführung 
der hoch professionellen sprachheilpädagogischen Förderung im Bereich Bildung und Unterricht 
von Kindern mit sprachlichem Förderbedarf.  
 

Diese muss an jedem Förder- und Betreuungsort, der gesetzlich möglich ist, auch sichergestellt werden: 
Ein Förder- und Betreuungsort ist geeignet, wenn barrierefreies Lernen sowie eine gleichberechtigte 
Teilhabe für das Kind oder den Jugendlichen mit Sprachbehinderung möglich ist. Dies setzt personelle, 
fachliche, organisatorische und materielle Ressourcen voraus. Solange diese Ressourcen nicht gegeben 
sind, ist der Förder- und Betreuungsort nicht geeignet.  
 

Mit großem Bedauern und Bestürzen stellen wir fest, dass der Förderschwerpunkt Sprache bzw. Menschen 
mit Sprachbehinderungen im bisherigen Aktionsplan zur Inklusion im Gegensatz zu anderen 
Behinderungsarten nur an einer Stelle erwähnt werden, an vielen zentralen Stellen jedoch in den Aufzählungen 
fehlen.  

 
Konkrete Anmerkungen zum Entwurf des Aktionsplans bezüglich Sprache:  
 

1. S. 14, 3.2.2 Heilpädagogische Tagesstätten, Bestandsaufnahme: „Die ... Heilpädagogischen 
Tagesstätten (HPT) ... bieten Plätze für ...“. Hier sollten die Förderschwerpunkte Lernen, 
Verhalten und Sprache ergänzt werden.  

2. S. 14, 3.2.2 (weiter unten): „Die interdisziplinäre Zusammenarbeit von Sozial-, Heilpädagogen, 
Psychologen, Erziehern, Pflegefachkräften und medizintherapeutischen Berufen (Logo-, Ergo-, 
Physiotherapie) ermöglicht eine individuelle Förderung.“ sollte verändert werden (Begründung: 
Adaption an korrekte Berufsbezeichnungen): Die interdisziplinäre Zusammenarbeit von Sozial-, 
Heilpädagogen, Psychologen, Sprachtherapeuten, Erziehern, Pflegefachkräften und 
medizintherapeutischen Berufen (Logopädie, Ergo-, Physiotherapie) ermöglicht eine individuelle 
Förderung.  

3. S. 19: „Schülerinnen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt Lernen und geistige Entwicklung 
nutzen diesen Weg in Grund- und Hauptschule.“ sollte durch den Förderschwerpunkt „Sprache“ 
ergänzt werden: Schülerinnen und Schüler mit den Förderschwerpunkten Lernen, Sprache und 
geistige Entwicklung nutzen diesen Weg in Grund- und Hauptschule.   

4. S. 22: Einrichtung eines wissenschaftlichen Beirats: Die Einrichtung dieses Beirats wird von der 
dgs sehr begrüßt. Die dgs empfiehlt die Aufnahme eines Fachvertreters aus der 
Sprachheilpädagogik in diesen wissenschaftlichen Beirat.  
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Bereich Bildung – Positiv zu bewertende Aspekte am Bayerischen Weg der „Integration durch 
Kooperation“ (vgl. Entwurf des Aktionsplans und BayEUG):  

 

 Förderschulen sollen als Kompetenzzentren weiter bestehen bleiben.  

 Mannigfaltigkeit der Bildungswege für Kinder und Jugendliche mit Förderschwerpunkt Sprache: 
Sonderpädagogische Förderzentren, Kooperations- und Partnerklassen (vormals Außenklassen), 
Einzelintegration mit MSD und Schulen mit Schulprofil Inklusion (Aktionsplan, S. 18 ff). 

 An inklusiven Schulen werden die Schüler „unter Beachtung ihres Förderbedarfs unterrichtet“ 
(BayEUG Art. 30b (2) 1).  

 Lehrkräfte für Sonderpädagogik haben an Schulen mit Schulprofil „Inklusion“ vielfältige Aufgaben in 
den Bereichen Beratung, Diagnostik, Förderung und Unterricht (BayEUG Art 30b (4)).  

 Es besteht die Möglichkeit, dass Eltern ihr Kind an einer Sprengelschule, einer Schule mit 
Schulprofil „Inklusion“ oder an einer Förderschule anmelden. Eine Beratung soll bei Kindern mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf stattfinden. (BayEUG Art 41 (3) und (4)).  

 Stärkung des Elternwahlrechts mit echten Alternativen (S. 20), u.a. auch weiterhin die Förderschule 
(Aktionsplan, S. 18). 

 Die Bedeutung einer qualitativ hochwertigen Aus-, Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften, sowohl 
der Lehrkräfte der allgemeinen Schule als auch der Sonderpädagogen, wird betont (S. 20).  

 
Allgemeine Anmerkungen der dgs zur aktuellen Beschulung von Kindern und Jugendlichen mit 
Förderbedarf Sprache in inklusiven Settings:  
 

1. Schulen mit Schulprofil Inklusion sollen eine Mindestzahl an Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf aufnehmen. Der Schule steht eine Sonderschullehrkraft zur Verfügung. Eine 
Deckelung der Schülerzahl pro Sonderschullehrkraft ist ebenfalls vorzunehmen.  

2. Die Entwicklung von Fortbildungsbausteinen für Regelschullehrer sowie die Gewährleistung 
eines regelmäßigen fachlichen Austausches und einer inhaltlichen Weiterbildung von 
Regelschullehrkräften wäre notwendig (nicht nur eine einmalige Fortbildung im Frühjahr 2012: 
Welche weiteren Maßnahmen/Fortbildungen, v.a. im Bereich Sprache sind geplant?).  

3. Die Erarbeitung von Konzepten zur inklusiven Beschulung und sonderpädagogischen Förderung 
von SchülerInnen mit Förderbedarf Sprache ist dringend notwendig und sollte weiterhin verfolgt 
bzw. ausgebaut werden.  

4. Ressourcen für die Kooperation von Sonderschullehrern und Regelschullehrern sollten 
festgeschrieben werden, um die Kooperation zu institutionalisieren.  

 
 
Die dgs bietet an, ihre Expertise im Bereich Sprache an geeigneten Stellen einzubringen, u.a. im 
Bereich der Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften.  
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Fazit:  
Die Qualität sprachheilpädagogischer Förderung und Unterstützung muss an allen vorgesehenen 
Förder- und Betreuungsorten gegeben sein. Zuerst sollte diese Kompetenz an den Förderorten 
verfügbar gemacht werden, bevor Kinder und Jugendliche an die entsprechenden Orte wechseln. Die dgs 
sieht die Gefahr, dass ein zu überstürztes Vorgehen die Spezifität und Qualität sprachheilpädagogischer 
Förderung gefährdet.  
 
Die Qualität der sonderpädagogischen bzw. sprachheilpädagogischen Förderung an allgemeinen Schulen 
(Einzelintegration) sowie inklusiven Schulen ist sicherzustellen. Anzustreben ist daher generell ein 
Kompetenztransfer von der Sonderpädagogik bzw. Sprachheilpädagogik zur Regelschulpädagogik, was 
eine Veränderung der Ausbildung von Regelschullehrern und gleichzeitig die Forderung nach Ressourcen 
für die Universitäten im Bereich Sonderpädagogik impliziert.  
 
Die Fachspezifität der Sonderpädagogik-Studiengänge ist hoch zu halten, um die Qualität vor Ort, 
einen Kompetenztransfer und fachliche Weiterentwicklung zu ermöglichen.  
Gleichzeitig sollten Forschungsmittel zur Erarbeitung inklusiver Konzepte zur Verfügung stehen, u.a. 
auch für den Förderschwerpunkt Sprache. 


